
 

Pressemitteilung der GdP Saarland vom 28.11.2016 - PM  Nr.: 7/2016 

 

Gewerkschaft der Polizei (GdP) Saarland begrüßt den von Bundesjustizminister 

Heiko Maas angekündigten Gesetzentwurf zum besseren Schutz unserer 

Kolleginnen und Kollegen. 
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Landesbezirk Saarland 

Kaiserstr. 258 * 66133 Saarbrücken  

Saarbrücken. Vor dem Hintergrund der 

jüngsten, brutalen Attacken auf 

Polizeibeamte in mehreren deutschen 

Städten und anhaltender Aggressivität und 

Respektlosigkeit gegenüber Polizei und 

Hilfskräften begrüßt die GdP den von 

Bundesjustizminister Heiko Maas 

angekündigten Gesetzentwurf zum 

besseren Schutz der Kolleginnen und 

Kollegen.  

GdP Landesvorsitzender Ralf Porzel : 

„Wir sehen in dem Vorhaben der 

Regierungskoalition, den tätlichen Angriff 

auf Polizeibeamte gesondert unter Strafe zu 

stellen und die darin enthaltene deutliche 

Strafandrohung, als Erfolg unserer 

intensiven Bemühungen. Meine 

Kolleginnen und Kollegen sind immer 

häufiger massiven Gewaltausbrüchen auch 

bei der Verrichtung des alltäglichen 

Dienstes ausgesetzt. Mit dem neuen 

Straftatbestand setzt der Staat das 

unmissverständliche Zeichen, dass diese 

Gewalt nicht hingenommen wird". 

Langjährige GdP Forderung umgesetzt 

Mit der Schaffung eines eigenständigen 

Straftatbestandes kommt die 

Regierungskoalition einer langjährigen GdP 

Forderung nach. Aus unserer Überzeugung 

kommt ein vergleichbarer Anspruch auf 

Schutz auch Feuerwehrleuten und 

Rettungskräften zu. Wer Menschen, die 

anderen Menschen in einer Notsituation zur 

Hilfe eilen und von denen wir auch 

erwarten, dass sie bei dieser Hilfeleistung 

gesteigerte Gefahren für ihr eigenes Leben 

und ihre eigene Gesundheit in Kauf 

nehmen, angreift, verwirklicht in 

besonderer Weise Unrecht.  

Ralf Porzel weiter: 

„Es muss klar sein: Wer einen 

Polizeibeamten oder Rettungskräfte 

angreift, macht sich in jedem Fall strafbar 

und riskiert seine Freiheit. Es ist das Gebot 

der Stunde um dem weiteren Marodieren 

des Rechtsstaates entgegen zu wirken.“  

Der Landesvorstand 


